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Sind Demokratien wirklich friedlich?

E D I T O R I A L

Im vergangenen Jahr wurde mit der
Entwicklung der „Antinomien des
demokratischen Friedens“ der For-
schungsarbeit der Stiftung eine neue,
vor allem aber eine gemeinsame Rich-
tung gegeben. Nun gilt es, das Pro-
gramm in den kommenden Jahren in
Einzelprojekten konkret umzusetzen,
diese aufeinander abzustimmen und
gruppenübergreifende Forschungs-
vorhaben zu erarbeiten. Eine zentra-
le Rolle spielt dabei die profilierte
Präsentation des Programms und sei-
ner künftigen Ergebnisse. Ein Beispiel
hierfür sind die HSFK-Standpunkte,
die von dieser Ausgabe an nicht nur
eine neue Gestalt, sondern mit den
Beiträgen zum demokratischen Frieden
darüber hinaus einen programmati-
schen Untertitel erhalten haben.

Mit der Leitfrage „Sind Demokra-
tien wirklich friedlich?“ führt Harald
Müller zum einen in die neu konzi-
pierte Reihe, zum anderen in die
Grundsatzfragen des neuen For-
schungsprogramms ein und unter-
streicht in diesem Zusammenhang
die Notwendigkeit einer stets selbst-
kritischen Reflexion der scheinbar
selbstverständlichen Interdependen-
zen von Demokratie und Frieden.

Da sich die Perspektiven des Pro-
gramms in den einzelnen Publika-
tionsreihen widerspiegeln, werden
sich die Autorinnen und Autoren in
ihren Beiträge – wenn auch nicht aus-
schließlich, so doch schwerpunkt-
mäßig – mit den verschiedenen As-
pekten des demokratischen Friedens
auseinandersetzen, aber auch weiter-
hin Standpunkt zu aktuellen Thesen
und Themen der Friedens- und Sicher-
heitspolitik beziehen.

Nicola Buskotte

Zum neuen Forschungsprogramm der HSFK „Antinomien des demokratischen Friedens“

wählen zu lassen. Sie hat die Gewaltenteilung
eingeführt, nicht zuletzt die unabhängige
Gerichtsbarkeit, um die Machtfülle der Exe-
kutive einzuhegen. Sie hat die Rechnungshöfe
installiert, um einen kritischen Blick auf den
Umgang der Regierung mit dem guten Geld
ihrer Bürgerinnen und Bürger zu werfen. Der
Datenschutz soll die Sammel- und Aus-
tauschwut der Behörden im Zaum halten.
Der Wehrbeauftragte dient als Frühwarn-
sensor für unerwünschte Entwicklungen in
den Streitkräften. Frauenbeauftragte setzen
sich für die Durchsetzung der Gleichberech-
tigung zwischen den Geschlechtern ein.
Ausländerbeauftragte dienen dem Schutz der
schwächsten Minderheit.

In diese Reihe gehört auch die Friedens-
forschung, obwohl sie aus gutem Grund kei-
ne Behörde ist, sondern unter dem besonde-
ren Privileg und Schutz der Freiheit von
Wissenschaft arbeitet. Auch die Friedensfor-
schung ist dazu da, zugleich kritisch und kon-
struktiv die politische Praxis zu beobachten

Harald Müller

Demokratien sind friedlich. Die Gewalt in
der Welt geht von denjenigen aus, die mit
Intoleranz, Fundamentalismus, brutalem
Machtstreben die der Demokratie zugrunde
liegenden Prinzipien verletzen. Dieses Cre-
do hat seit Immanuel Kant nicht nur eine
ehrwürdige philosophisches Ahnentafel, es
bestimmt auch weitgehend unser Alltags-
denken über Krieg und Frieden sowie in
weiten Zügen unsere Außen-, Sicherheits-
und Entwicklungspolitik. Es kritisch hinter-
fragen zu wollen, mag manchem wie eine
Ketzerei erscheinen.

Die Friedensforschung verdankt indes ihre
Existenz der Neigung der Demokratie zur
selbstkritischen Reflexivität. Die lebendige
Demokratie ist sich der ständigen Risiken
bewusst, das in der Eigendynamik ihrer In-
stitutionen liegt. Sie hat sich von Anfang an
nicht mit der Überlegung begnügt, dass es
genüge, die Exekutive alle paar Jahre neu

Der Kosovo-Krieg als „humanitäre Intervention“: In dieses (Medien)Bild passen auch die drei Kinder aus Vitina bei Pristina, die im
Juni 1999 die amerikanischen Kfor-Soldaten bei ihrer täglichen Patrouille mit einer eigenen US-Fahne begrüßen. Bild: dpa
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und kreativ Handlungsoptionen für sie zu
entwerfen. Ihr Auftrag leitet sich letztlich
aus dem Friedensgebot des Grundgesetzes
ab. Die Politik hat es für richtig gehalten,
von unabhängigen Forschungseinrich-
tungen kritisch prüfen zu lassen, wie gut das
grundgesetzliche Friedensgebot in die Pra-
xis umgesetzt wird und was sich, um die-
sen Zweck zu erfüllen, gegebenenfalls besser
machen ließe.

Demokratische Selbstgerech-
tigkeit – ein Gewaltrisiko

Nun stellt sich die HSFK in ihrem neuen
Forschungsprogramm „Antinomien des de-
mokratischen Friedens“ die Aufgabe, die
scheinbar selbstverständlichen Annahmen,
die unser aller Denken nachhaltig prägen,
neu zu überprüfen: dass nämlich Demo-
kratien zwangsläufig friedlich und Demo-
kratisierung nach westlichem Vorbild un-
ter allen Umständen die vielversprechendste
Friedensstrategie sei. Es geht uns darum, die
Friedensfähigkeit der Demokratien, die wir
aus Überzeugung bejahen, durch die präzi-
se Analyse ihrer inneren Hindernisse zu
stärken, mögliche Risiken zu erkennen und
neue Handlungsoptionen für Friedens-
politik nach innen und außen zu öffnen.
Dies entspricht der skizzierten Aufgabe der
Friedensforschung, Denken und Handeln
unserer Demokratie selbstkritisch zu reflek-
tieren.

Antinomien des demokratischen Frie-
dens – dieser vielleicht zunächst befrem-
dende Titel verlangt natürlich nach Erklä-
rung. Der demokratische Frieden – das ist
die mittlerweile sehr populäre Theorie, dass
Demokratie und Frieden zusammenhän-
gen. Demokratien seien grundsätzlich fried-
licher, sagt die eine Version. Demokratien
führten zumindest keine Kriege gegen-
einander, sagt die andere. Beide stimmen
jedoch darin überein, dass Demokratisierung
die erfolgversprechendste Friedensstrategie
sei.

Die Untersuchung der Antinomien des
demokratischen Friedens ist der demokra-
tischen Herrschaftsform verpflichtet. Sie
bestreitet auch die Richtigkeit der Theori-
en des demokratischen Friedens im Grund-
satz nicht. Allerdings stellt sie den An-
spruch, die inneren Spannungen dieser
Theorien verstehen und Lösungen dafür
entwickeln zu wollen. Denn die politischen

Folgen ihrer oberflächlichen Populari-
sierung sind höchst risikoträchtig. Die nicht
mehr hinterfragte Selbstgewissheit der ei-
genen systemischen Überlegenheit hat das
Außenverhalten der demokratischen Staa-
ten zu prägen begonnen. Die Selbstver-
ständlichkeit, mit der im Kosovo-Krieg der
Bruch der völkerrechtlichen Entschei-
dungsregeln über Krieg und Frieden voll-
zogen wurde, stimmt nachdenklich. Fast
noch nachdenklicher machen die nachträg-
lichen Rechtfertigungen. Jürgen Habermas
sieht die Kriegsentscheidung als „Vorgriff
auf einen künftigen kosmopolitischen Zu-
stand“1, als ob nicht die Rechtfertigung
gegenwärtigen Unrechts durch eine prophe-
zeite goldene Zukunft zu den abgenutz-
testen Legitimationsfiguren von Gewalt-
handeln zählte; eine jüngst veröffentlichte
völkerrechtliche Abhandlung hält die Über-
einstimmung der NATO-Mitglieder für ei-
nen hinreichenden Rechtsgrund zur Krieg-
führung zum Zweck „kollektiver Sicherheit“
– außerhalb der eigenen Bündnisgrenzen!2

Die Signale sind klar und beunruhigend:
Johann Galtung hat von der „Arroganz der
Demokratien“, Eric Remacle gar von „de-
mokratischem Imperialismus“ gesprochen.

Im Bewusstsein dieser Risiken geht es uns
darum, das berühmte Diktum von Woo-
drow Wilson, man müsse „die Welt sicher
für die Demokratie machen“ umzukehren
und dazu beizutragen, die „Demokratie si-
cher für die Welt“ zu machen, Demo-
kratisierung als Friedensstrategie gegen ihre
absichtswidrigen Risiken und Nebenwir-
kungen abzusichern.

Die Bändigung des Gewalt-
monopols – eine immerwährende
Notwendigkeit

Die Herausforderungen und Veränderun-
gen des demokratischen Staatswesens durch
die wachsende Entgrenzung oder Globa-
lisierung sind Dauerthema der wissen-
schaftlichen Diskussion. Erstaunlicherweise
hat sich dabei der Blick fast ausschließlich
auf den Wohlfahrtsstaat gerichtet. Der „har-
te Kern“ des modernen demokratischen
Rechtsstaats, seine Rolle als Inhaber des
Gewaltmonopols, rückte dabei nur selten
ins Blickfeld. Hier stellen sich aber die Pro-
bleme anders dar als im Felde der Wirt-
schafts- und Währungs-, der Umwelt- und
Sozialpolitik. Lässt sich dort mit Recht fest-

stellen, dass der Staat seine Fähigkeit zu
steuern und zu entscheiden, zu einem gu-
ten Teil eingebüßt hat, so liegt die Verfü-
gung über das Gewaltmonopol zumindest
in voll entwickelten, stabilen Gemeinwesen
doch immer noch beim Territorialstaat,
auch dann, wenn er sich in Allianzen ein-
gefügt hat und an internationalen Organi-
sationen kollektiver Sicherheit teilhat. Nun
ist das Gewaltmonopol eine unabdingbare
Voraussetzung des inneren Friedens und ei-
ner geordneten, friedlichen Außenpolitik
nach außen hin. Ein Blick auf Länder, in
denen es zerfallen ist – zum Beispiel Sierra
Leone –, genügt vollkommen, um seinen
Wert für inneren und äußeren Frieden zu
bezeugen. Daraus allerdings die Folgerung
abzuleiten, das Gewaltmonopol sei eine Er-
rungenschaft ohne Tücken und Gefahren,
wäre trügerisch.

Historisch hat sich der demokratische
Staat in drei, sich teilweise überlappenden
Etappen entwickelt, deren jeweiliges Ergeb-
nis Ebenen – gewissermaßen die Jahresrin-
ge – der heutigen Staatsorganisation bilden.
Zunächst war dies das Gewaltmonopol mit
seinen Bestandteilen Militär, Polizei, Ge-
heimdienst, Steuererhebung und Gerichts-
barkeit. Es entstand ganz überwiegend noch
in vorbürgerlicher Zeit als Sieg einer Adels-
dynastie (mit jeweiliger Entourage) über
ihre Konkurrenten und in der Sicherung
dieses Sieges nach innen sowie in der Ver-
teidigung und Ausdehnung der territoria-
len Herrschaft nach außen. Die Entstehung
des modernen Staates ist von Bürgerkrieg
und Krieg getrennt nicht zu erklären.

Als zweite Ebene entwickelten sich die In-
stitutionen demokratischer und rechtsstaat-
licher Kontrolle im Zuge von Industriali-
sierung, gesellschaftlicher Differenzierung
und dem damit wachsenden Gewicht neuer
gesellschaftlicher Schichten und Klassen.
Dazu rechnen – wie schon angedeutet – die
Parlamente und ihre Verwaltungen, die Ver-
waltungs- und Verfassungsgerichtsbarkeit,
die Rechnungshöfe und jüngere Institutio-
nen wie Ombudsleute, Datenschutzbeauf-
tragte und Frauenbeauftragte.

Als Drittes traten die leistungs- und wohl-
fahrtsstaatlichen Funktionen und zugehö-
rigen Organisationen hinzu. Sie sind Ergeb-
nis der Kämpfe der Arbeiterbewegung, der
Durchsetzungsfähigkeit wohlorganisierter
Sonderinteressen von Interessengruppen
und der Notwendigkeit, die Gesellschaft
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durch soziale Kompromisse zu stabilisieren.
Dazu zählen nicht nur die umfangreichen
Instanzen der Sozial- und Gesundheits-
verwaltung, sondern für diese Funktion
werden heute auch jene älteren Einrichtun-
gen genutzt, die als staatlich garantierte
Zwangsverbände für eine Koordination
staatlicher und privater Tätigkeit sorgen,
etwa die Kammern.

Zwischen diesen drei Staatsteilen beste-
hen Interessengegensätze und unterschied-
liche Handlungsorientierungen: Die Insti-
tutionen des Gewaltmonopols drängen
nach einer Ausweitung von Handlungs-
kompetenz und Ressourcen. Sie stoßen
dabei auf den Widerspruch der Kontroll-
ebene, die ihren Auftrag als „Wachhund“
der Demokratie wahrnimmt, und den
Widerspruch der Leistungs- und Sozial-
ebenen, der es um die Erweiterung der ei-
genen Ressourcen geht. Letztere teilt mit
den Instanzen des Gewaltmonopols jedoch
das Interesse, Kontrolle zugunsten der ei-
genen Handlungskompetenz und Leis-
tungseffizienz zurückzudrängen. Die Koa-
litionen innerhalb des Staates sind instabil
und wechselhaft.

Das Gewaltmonopol wird durch die spä-
teren Bestandteile eingehegt. Es ist aber
noch da und funktioniert, so wie das
Stammhirn hinter Klein- und Großhirn
funktioniert. Die Institutionen des Gewalt-

monopols führen stets ein beachtliches Ei-
genleben. Sie drängen auf Vermehrung der
ihnen zur Verfügung gestellten Ressourcen,
auf Verminderung von Transparenz, auf die
Erweiterung ihrer Handlungskompetenz.
Die Anstrengungen der Kontrollinstanzen
versuchen sie zurückzudrängen.

Damit soll keine Diffamierung der Men-
schen, die in diesen wichtigen Behörden
arbeiten, gemeint sein. Dort finden sich
überwiegend überzeugte Demokraten, die
davon ausgehen, dass ihr Dienst am Ge-
meinwesen unverzichtbar und notwendig
ist und die – etwa als Polizisten  im Grenz-
fall auch ihr Leben für das Gemeinwesen zu
riskieren bereit sind. Es geht hier nicht um
Subjektivität, sondern um das über Zeit
beobachtbare Verhalten der Apparate als
Ganzes. Sie stehen im demokratischen Ge-
meinwesen stets in einem Wettbewerbs-
verhältnis zu den Kontrollinstanzen und
auch zur Zivilgesellschaft. Das Militär, zum
Teil auch die Geheimdienste und die Poli-
zei funktionieren nach dem Prinzip von
Befehl und Gehorsam, das in Spannung
zum demokratischen Entscheidungs-
verfahren liegt. Da jedoch auch die Demo-
kratie auf die Sanktion durch die Repressi-
on als „ultima ratio“ nach innen und außen
nicht verzichten will und kann, kann sie
diesen Widerspruch nicht aufheben.

Die hier bestehende Spannung ist dauer-

Zerfallenes staatliches Gewaltmonopol in Sierra Leone: Ein Anhänger der Revolutionären Vereinigten Front (RUF) im Mai 1997
in Freetown, das in weiten Teilen von marodierenden Soldaten und Rebellenbanden beherrscht wird. Die als unberechenbar
geltenden Rebellen der RUF haben sich auf Einladung der Putschisten mit aufständischen Teilen der Armee verbündet und
gemeinsam mit ihnen die Hauptstadt geplündert. Bild: dpa

„Nun hat aber die republikanische
Verfassung außer der Lauterkeit ihres
Ursprungs, aus dem reinen Quell des
Rechtsbegriffs entsprungen zu sein, noch
die Aussicht in die gewünschte Folge,
nämlich den ewigen Frieden; wovon der
Grund dieser ist. – Wenn (wie es in
dieser Verfassung nicht anders sein
kann) die Beistimmung der Staatsbürger
dazu erforderlich wird, um zu beschlie-
ßen, ob Krieg sein solle, oder nicht, so ist
nichts natürlicher, als daß, da sie alle
Drangsale des Krieges über sich selbst
beschließen müßten (als da sind: selbst
zu fechten, die Kosten des Krieges aus
ihrer eigenen Habe herzugeben, die
Verwüstung, die er hinter sich läßt,
kümmerlich zu verbessern; zum Über-
maße des Übels endlich noch eine den
Frieden selbst verbitternde, nie (wegen
naher, immer neuer Kriege) zu tilgende
Schuldenlast selbst zu übernehmen), sie
sich sehr bedenken werden, ein solch
schlimmes Spiel anzufangen...“
Immanuel Kant: „Zum ewigen Frieden“

Immanuel Kant um 1760
Quelle: Arsenij Gulyga, Immanuel Kant, 1981
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haft: Die Einhegung des Gewaltpotentials
ist nie abgeschlossen, sie muss konzeptio-
nell stets neu entworfen, in der politischen
Praxis stets neu garantiert werden. Im Fol-
genden soll daher exemplarisch Licht auf
Erscheinungen des politischen Lebens ge-
worfen werden, die auf Brüchigkeiten und
Gefährdungen des „demokratischen Frie-
dens“ hinweisen.

Risikoscheue Bürger,
risikomindernde Rüstung?

Als wichtigster Grund für den „demokra-
tischen Frieden“ wird die Interessenlage der
Bürgerinnen und Bürger und ihre Chance,
diese Interessen über die demokratischen
Institutionen politisch durchzusetzen, ge-
nannt. Die Menschen, so wird gesagt, scheu-
en die Risiken des Krieges, die Gefahr, an
Leib, Leben und Eigentum beschädigt zu
werden sowie die Folgekosten, die sich aus
der Beseitigung der Zerstörungen ergeben.
Wird den Betroffenen die Möglichkeit ge-
geben, über die Politik mitzubestimmen, so
werden sie sich dagegen aussprechen.
Bellizistische Politiker werden abgewählt.
Das rationale, wohlfahrtsorientierte Nutzen-
kalkül wird so zum sichersten Garanten für
ein friedlichen Außenverhalten.

Diese Überlegung enthält in sich jedoch
den Keim einer Gegenargumentation: Was
geschieht, wenn die Risiken und Kosten des
Krieges begrenzt, ja nahezu auf null ge-
bracht werden können? Die Anstrengungen
der westlichen Demokratien scheinen
genau in diese Richtung zu laufen. Sie
bestreiten mehr als 60 Prozent der Welt-
militärausgaben, wobei ihr Anteil an For-
schung und Entwicklung noch höher liegt.
Sie haben damit auf absehbare Zeit die
Grundlage für eine drückende Überlegen-
heit über jede mögliche Kombination von
Gegnern geschaffen. Die neueste Entwick-
lung der Militärtechnik, die so genannte
militärisch-technische Revolution, zielt dar-
auf ab, Kriege mit drastisch gemindertem
Risiko für die eigene Seite aus der Distanz
und mit höchster Präzision und Feuerkraft
frühzeitig beenden zu können. Die Verei-
nigten Staaten, unbestritten treibende Kraft
innerhalb des westlichen Lagers und Leit-
bild der Verteidigungspolitik ihrer Verbün-
deten, investieren massiv in die Überlegen-
heit im gesamten Spektrum militärischer
Auseinandersetzungen. Vor allem im Welt-

raum soll Superiorität behauptet und aus-
geweitet werden. Läuft womöglich die
Verteidigungspolitik der westlichen Demo-
kratien darauf hinaus, den Hemmschuh
eines risikoscheuen Bürgerwillens abzu-
streifen?

Friedensethik,
humanitäre Intervention?

Als weiterer wichtiger Grund für die
Friedlichkeit der Demokratien werden die
normativen Orientierungen der Bürger-
innen und Bürger genannt: Sie seien den
Menschenrechten verpflichtet, an erster
Stelle dem Recht auf Leben und körperli-
che Unversehrtheit; in ihrer Alltagspraxis
haben sie die gewaltfreie Konfliktbear-
beitung erlernt und übertragen diese Erfah-
rung auch auf die internationalen Bezie-
hungen. Beide Orientierungen stärken den
Willen zum Frieden und die Abneigung
gegen den Krieg.

Ironischer- und tragischerweise liegt in
dieser Werthaltung jedoch auch ein beson-
deres, demokratiespezifisches Kriegs-
potential, das sich in anderen Herrschafts-
formen so nicht findet. Demokratien führen
gegeneinander keine Kriege, weil sie ihres-
gleichen weitgehend vertrauen. Gegenüber
Diktaturen hingegen besteht ein tiefes Miss-
trauen. Der Achtung und Hochschätzung

der Menschenrechte im eigenen Land und
bei den Freunden entspricht die Verachtung
für diejenigen, die ihre Untertanen unter-
drücken, malträtieren und töten. Misstrau-
en und Verachtung senken die Hemm-
schwelle gegen die Gewaltanwendung. Diese
moralische Aversion der demokratischen
Öffentlichkeit macht sie mobilisierbar.

Für eine solche Mobilisierung wohl am
wichtigsten ist der Nachweis des Völker-
mordsyndroms im fraglichen Konflikt. Da-
mit ist die moralische Schwelle des Kriegs-
geschehens markiert, an der der Widerstand
der Öffentlichkeit gegen einen militärischen
Eingriff schmilzt. Die beharrliche Wieder-
holung des Begriffs „Morden“ durch den
deutschen Verteidigungsminister vor und
während des Kosovo-Krieges war ein bered-
tes Beispiel: Die „humanitäre Intervention“
bedarf der Betonung der „moralischen Dif-
ferenz“. Hierzu gehört auch die Personifi-
zierung, plastischer: die „Hitlerisierung“ des
Gegners. Der Führer, gegen den interveniert
wird, muss monströse Konturen annehmen.
Milosevic, Karadzic, Saddam Hussein,
Aideed in Somalia oder der Terrorist Bin
Laden sind solche Persönlichkeiten. Nicht
zufällig verbinden wir mit Ruanda, wo es
nicht zur Intervention kam, kein derartiges
negativ etikettiertes Individuum.

Die Propagierung von moralischer Dif-
ferenz und Hitlerisierung zielt auf die

Auslandseinsatz zwischen Krisenprävention und Konfliktmanagement, bei dem Soldaten „Kämpfer“ und „Polizist“ zugleich sind:
Hier nehmen deutsche Kfor-Soldaten in Prizren zwei mutmaßliche jugendliche Straftäter fest. Bild: dpa
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Bresche in der Kriegsimmunität demokra-
tischer Bevölkerungen und versucht sie
zugunsten eines Durchbruchs zu vertiefen.
Damit soll nicht gesagt sein, jede humani-
täre Intervention sei moralisch falsch. Es ist
jedoch nicht auszuschließen, dass die mo-
ralische Mobilisierung unter falschen Vor-
aussetzungen betrieben wird.

Demokratische Öffentlichkeit,
Mobilisierungsdiskurs?

Die kommunikativen Vorgänge der Mo-
bilisierung entfalten die erforderliche Mas-
senwirkung nur durch den Einsatz der
modernen Medien. Nirgendwo ist die Plu-
ralität, Allgegenwart und massive Nutzung
der Medien so ausgeprägt wie in modernen
Demokratien. Die Medienöffentlichkeit ist
die Voraussetzung für den landesweiten,
permanenten, umfassenden demokrati-
schen Diskurs. Zugleich bietet sie jedoch
auch denjenigen Kräften Anlaufstellen, die
die Gewalthemmschwelle der Öffentlichkeit
senken oder überwinden möchten.

Die Einprägung sprachlicher oder bild-
licher Symbole, die für Identitätsbildung
und Abgrenzung von größter Bedeutung
sind, bedarf der ständig wiederholten, brei-
ten Streuung, wie sie nur über Rundfunk,
Fernsehen und die Presse, neuerdings auch
über das Internet möglich ist. Die Wirkung
von Bildern für den „Beweis“ des Völker-
mordsyndroms und die Personifizierung
des Gegners als Voraussetzungen der „hu-
manen Intervention“ kann nicht überbe-
tont werden.

In unserer eigenen Gesellschaft sind Po-
litik, Medien und Öffentlichkeit idealiter
voneinander unabhängige Instanzen. In der
Realität stellt sich dies oft anders dar. Die
Öffentlichkeit kann Opfer selektiver Bilder
und Symbole werden; durch rationale
Schlussfolgerungen aus dieser Informa-
tionsbasis, aber auch durch Emotio-
nalisierung kann sie Orientierungen und
Anforderungen entwickeln, die bei ausge-
wogenerer Kenntnis der Sachlage nicht zu-
stande gekommen wären. Diese Informati-
onen können sowohl von der Politik wie
von den Medien ihren Ausgang nehmen.
Der amerikanische Einsatz in Somalia
beispielsweise wurde durch konzentrierte,
ständig wiederholte, eindrucksvoll bebilder-
te Nachrichten über das Leiden der Zivil-
bevölkerung aus diesem Lande eingeleitet,

der im US-Publikum die immer stärkere
Forderung hervorrief, doch etwas für diese
Menschen zu tun. Gerade die Privatisierung
des Mediensektors hat den marktbedingten
Zwang, durch die Wirksamkeit des Bildes
Einschaltquoten zu verbessern, noch er-
höht. Dies begünstigt die Produktion
sensationsträchtiger und damit mobili-
sierungsfähiger Darbietungen.

Die Politik kann Opfer von Wellen sol-
cher Forderungen werden, die ohne Risiko
für die eigene Legitimation nicht abgeblockt
werden können. Auf diese Weise können
Politiker zu Entscheidungen veranlasst wer-
den, die den eigenen Präferenzen widerspre-
chen. So war die amerikanische Regierung
im Fall Somalia zunächst nicht für ein Ein-
greifen, sah sich dann aber – mit Rücksicht
auf den laufenden Wahlkampf – genötigt,
den mediengetriebenen Forderungen der
Öffentlichkeit zu entsprechen.

Die Medien können Opfer politischer
Mobilisierungsstrategien werden; wenn sich
die Möglichkeit eines militärischen Einsat-
zes auftut, konzentriert sich das Interesse
der Medien, zumal der elektronischen, na-
turgemäß auf die Auftritte und Stellung-
nahmen der verantwortlichen Entschei-
dungsträger, von denen letztlich abhängt, ob
die Soldaten in den Krieg geschickt werden.
Auf diese Weise erhalten die politischen
Führer eine wirksame Plattform, um auf
ihre Öffentlichkeiten einzuwirken. Insoweit
sie durch die eigenen Dienste oder Infor-
mationsflüsse im Bündnis über privilegier-
te Informationen verfügen, können sie die-
se im Sinne der eigenen politischen Ziele
ausspielen. Die in manchen Demokratien
anzutreffende Verquickung von Staat und
Medien erhöht diese Chance noch. Auch die
unabhängigen Medien können sich diesem
Vorgang der Instrumentalisierung letztlich
nicht entziehen.

Streitkräftereform, Abschied
vom Bürger in Uniform?

Alle westlichen Demokratien haben einen
tiefgreifenden Umstrukturierung ihrer
Streitkräfte in Angriff genommen. Sie ste-
hen vor dem Problem, wie das Militär pro-
fessionalisiert und seine Effizienz gesteigert,
zugleich aber die zivile Aufsicht über die In-
stanzen des Gewaltmonopols bewahrt und
ziviles Denken innerhalb der Streitkräfte
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erhalten werde kann. Diese Problematik be-
trifft natürlich auch die Reform der Bun-
deswehr. Sie sollte in einer breiten, öffentli-
chen Diskussion erörtert werden. Diese
Diskussion wird aber von den Verantwort-
lichen der Verteidigungspolitik nicht ge-
wünscht, wiewohl der Wehrbeauftragte und
auch der Bundespräsident deutliche Worte
gefunden haben.

Die Neudefinition der Hauptaufgabe al-
ler westlichen Streitkräfte: Krisenprävention
und -bewältigung, die begrenzten Ressour-
cen und sinkenden Mannschaftszahlen
bringen gebieterisch die Entscheidung zwi-
schen Wehrpflicht- oder Freiwilligenarmee
auf die Agenda. Für viele gilt es als ausge-
macht, dass nur die Wehrpflichtarmee die
demokratische Kontrolle über die Streit-
kräfte gewährleistet, obgleich die Diktato-
ren des 20. Jahrhunderts ihre großen Krie-
ge ausnahmslos mit Wehrpflichtarmeen
geführt haben. Gleichwohl stellt sich die
Frage, wie die Streitkräfte als bedeutends-
ter Teil des staatlichen Gewaltmonopols der
demokratischen Kontrolle unterworfen
bleiben können, gegenwärtig in neuer und
verschärfter Form.

Denn unabhängig davon, wie diese Dis-
kussion ausgeht, sind zwei Grundlinien klar.
Zum einen: Der Anteil und der Stellenwert
der Berufs- und Zeitsoldaten nehmen auch
in Deutschland auf Kosten der Wehrpflich-
tigen zu, auch wenn der Übergang zur
Freiwilligenarmee nicht oder mit erhebli-
cher Verzögerung erfolgt. Zweitens: Das
Leitbild des Soldatenberufes wandelt sich
ebenso rapide wie unvermeidlich, da sich
die Aufgabe der Bundeswehr drastisch ge-
wandelt hat. Das neue Leitbild wirft Pro-
bleme auf, die bewältigt werden können,
aber nur, wenn sie reflektiert und gezielt
angegangen werden. Im Ost-West-Konflikt
war die zentrale Aufgabe des Soldaten, nicht
eingesetzt werden zu müssen. Die grundle-
gende Mission war die Kriegsverhinderung.
Heute geht es in erster Linie um Auslands-
einsätze. Im Kontext der Krisenprävention
und des Konfliktmanagements ist der ein-
satzfähige Soldat gefordert, der zugleich
„Kämpfer“ und „Polizist“ sein muss. Die
damit verbundene Ausbildung für das neue
Leitbild ist für die Demokratie nicht unpro-
blematisch. Sie stellt für die Bundeswehr an
das bewährte Institut der Inneren Führung
völlig neue, vom Gewohnten unterschied-
liche Anforderungen.

Friedensbund der Demokratien,
Entdemokratisierung
der Staaten?

Internationale Organisationen gelten als
besonders wichtiger Stabilisator des demo-
kratischen Friedens, gleichsam als der
Transmissionsriemen, über den sich die
Friedlichkeit des demokratischen Gemein-
wesens in die internationale Politik über-
trägt; Kant sprach vom „Friedensbund“.
Eine der am heftigsten diskutierten Ent-
wicklungen der letzten Jahre war jedoch
gerade die Verlagerung von Entscheidungs-
kompetenzen auf die Ebene der zwischen-
oder – etwa in der Europäischen Union –
der überstaatlichen Kooperation, die wenig
oder gar keiner demokratischen Kontrolle
unterliegt. Vor allem die Weiterentwicklung
der europäischen Integration wurde unter
dieser Perspektive kritisch hinterfragt. Un-
ser Darmstädter Kollege Klaus Dieter Wolf
sprach hier gar von einer „neuen Staats-
raison“, einem gezielten Versuch der Exe-
kutiven, den durch die Parlamentarisie-
rungs- und Demokratisierungsprozesse auf
nationaler Ebene verlorenen Hand-
lungsspielraum durch die Verschiebung auf
die europäische Ebene wiederzugewinnen.3

Dass eine solche Entwicklung besonders
bedenklich ist, wenn es sich um Aspekte der
organisierten Gewalt handelt, versteht sich
von selbst. So stießen die mangelnde Trans-
parenz und die außergewöhnlichen Privi-
legien von Europol auf entschiedene Kri-
tik. Ebenso befremdend wirken die jüngsten
Beschlüsse, dem Europäischen Parlament
und der Öffentlichkeit Informationen über
Aktivitäten des Rates in Sachen Vertei-
digungspolitik zu verweigern, unter dem
höchst fadenscheinigen Vorwand, damit
Sicherheitsbelange schützen zu wollen. Tat-
sächlich wären vergleichbare Vorgänge auf
der nationalen Ebene wenigstens der parla-
mentarischen Kontrolle zugänglich.

Dies fügt sich in eine Entwicklung, in der
wesentliche Änderungen in der Ausrichtung
der westlichen Allianzen NATO und WEU
ohne Beteiligung der Parlamente beschlos-
sen wurden und – in der Ratifikation des
Amsterdamer Vertrages – die Parlamente
das Beschlossene lediglich nachträglich ab-
nicken konnten. Auch die Beteiligung an
militärischen Einsätzen war auf Allianz-
ebene so festgeklopft, dass eine Ablehnung

durch die nationalen Parlamente einen ris-
kanten Eklat bedeutet hätte. Die Integrati-
on der Demokratien in internationale Or-
ganisationen verlangt von ihnen Beweise
ihrer Organisationsloyalität – anders ließe
sich der Prozess der Befestigung des Frie-
dens, der auf dem positiven Rückkop-
pelungskreis wachsenden Vertrauens be-
ruht, nicht realisieren. Damit entsteht
jedoch zugleich ein Loyalitätsdruck auf die
nationalen Entscheidungen, der der
Entscheidungsbeteiligung der Bevölkerung
zuwiderläuft.

Die internationalen Organisationen füh-
ren die Exekutiven zusammen, sicherheits-
politische Organisationen vorzugsweise
deren militärische Teile, zu deren Kontrolle
auf der inter- und supranationalen Ebene
kein den nationalen Parlamenten entspre-
chendes Äquivalent existiert. Auf die nati-
onale Ebene schlägt die übernational getrof-
fene Entscheidung sodann als „Sachzwang“
durch, dem entgegenzutreten wesentliche
nationale Interessen („Bündnisfähigkeit“,
„Verlässlichkeit“) verletzen würde. Interna-
tionale Organisationen produzieren auf die-
se Weise durchaus Entscheidungen, die
durch den nationalen Konsens in ihren
Mitgliedstaaten nicht gedeckt sind; man
denke an die Nachrüstungsentscheidung
der NATO. Hebelt die ansonsten so segens-
reiche Integration, hebeln die Institutionen
der westlichen Sicherheitsgemeinschaft
womöglich die demokratische Kontrolle
aus, die doch die Grundlage des demokra-
tischen Friedens darstellt?

Wohlfahrtssteigernde
Globalisierung, Destabilisierung
der Demokratien?

Was wir heute als Globalisierung bezeich-
nen, ist von den entwickelten Demokratien
ausgegangen. Ihre Transparenz und Offen-
heit, ihr Wohlfahrtsstreben und die von
Staatsinterventionen kaum mehr behinder-
te Innovations- und Expansionstätigkeit
ihrer Unternehmen haben eine beispiellose
weltweite wirtschaftliche Vernetzung ge-
schaffen. Diese an sich begrüßenswerte Ent-
wicklung belastet die Demokratien aber mit
zwei Folgeerscheinungen, die ihre Stabili-
tät infrage stellen können: Zum einen treibt
der rapide Wandel Menschen in die Unsi-
cherheit und Orientierungslosigkeit. Für
einen Teil der Bevölkerung bringt der
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globale Wettbewerb erhebliche soziale Ri-
siken und eine Verschlechterung der Le-
bensbedingungen mit sich. Hinzu tritt die
erhöhte Schwierigkeit für die Menschen,
dass ihre Orientierungen und Identitäten
infrage gestellt werden. Zum anderen hat
die Globalisierung auch die Wanderungs-
bewegungen über nationale Grenzen hin-
weg beschleunigt. Was einerseits eine kultu-
relle, häufig auch wirtschaftliche (Stichwort
Greencard) Bereicherung der westlichen
Gesellschaft darstellt, wird andererseits ge-
rade von den unter der Destabilisierung von
festen Erwartung Leidenden als Bedrohung
und Provokation empfunden.

Diese Prozesse enthalten für die Demo-
kratien ein doppeltes Risiko. Ihre Stabilität
beruht auf der diffusen Zustimmung der
Mehrheit ihrer Bürgerinnen und Bürger, die
sich im Grundsatz mit den Idealen und
Normen der Demokratie identifizieren,
auch wenn sie einzelne Entscheidungen
ablehnen und eher der Opposition als den
Regierungsparteien anhängen mögen. Als
zweiter Pfeiler der Zustimmung tritt die
durchschnittliche Zufriedenheit mit der
staatlichen Leistungsbilanz hinzu.

Die von der Globalisierung ausgehenden
Verunsicherungen und Unzufriedenheiten
unterspülen beide Stabilitätspfeiler; die Zu-
stimmung zur Demokratie kann zurückge-
hen. Der säkulare Fall der Wahlbeteiligung
mag hierfür ein Symptom sein. Die Reakti-
onen eines nicht unerheblichen Teils der Be-
völkerung auf die Migration bedroht
überdies den sozialen Zusammenhalt der
Gesellschaft, bedroht den demokratischen
Grundkonsens mit einer nicht ungefährli-
chen Spaltung: Der rechte Rand der Gesell-
schaft hat den Wertekonsens der Gewaltfrei-
heit, der Verteidigung der Menschenrechte
und der Toleranz längst verlassen.

Die Politik ihrerseits läuft Gefahr, mit ih-
ren Therapieversuchen die Risiken eher zu
verschärfen als zu bewältigen. Der Versuch,
den inneren Konsens zu befestigen, indem
die Mehrheit der Eingewanderten, die de-
fakto Bürger – wenn auch ohne deutschen
Pass – geworden sind, von der Partizipation
ausgeschlossen wird, mindert den Demo-
kratiegrad des Gemeinwesens, ohne die ex-
tremistischen Verletzer des demokratischen
Konsens wieder in die Normengemein-
schaft zurückzuholen.

Der demokratische Friede ist ein Friede
der Demokratien. Verlieren indes die demo-

kratischen Grundnormen ihre politische
Bindewirkung auf die Bürgerinnen und
Bürger und werden die demokratischen
Institutionen ausgehöhlt, dann ist auch
Gefahr für die Friedenswirkung der Demo-
kratie im Verzug.

Friedensstrategie
Demokratisierung,
Verschärfung von Konflikten?

Der demokratische Frieden legt als wirk-
samste Friedensstrategie „Demokrati-
sierung“ nahe. Tatsächlich ist die auswärtige
Politik der westlichen Länder mittlerweile
von der Idee durchdrungen, die eigene
Sicherheit am besten und schnellsten errei-
chen zu können, wenn sich das globale
Umfeld nach ihrem Muster demokratisiert.
Was jedoch in der Theorie so klar und
einfach aussieht, stellt sich in der Praxis
komplex und schwierig dar. Der Prozess der
Demokratisierung ist – bei hoher Mobili-
sierung und Verunsicherung und noch
schwach ausgeprägten demokratischen
Institutionen – nämlich durchaus gewalt-
haltig. Transitionsgesellschaften sind häufig
nur schwach integriert, Vergemeinschaftung
besteht innerhalb von Segmenten, die sich
feindlich gegenüberstehen: Ethnien, Clans,
Religionsgemeinschaften. Wahlen bringen
in solchen Verhältnissen leicht die Gefahr
mit sich, dass die Gewinner die Ressourcen
des Staates dafür einsetzen, die Verlierer von
der Beteiligung an Macht und Wohlfahrt
auszuschließen und sie subtil oder brutal
in ihren Rechten einzuschränken. Wahl-
ergebnisse werden daher nicht anerkannt,
Wahlen werden zum Auslöser von Unruhen
oder Bürgerkriegen.

Die alten Eliten versuchen ihrerseits, die
hohe Verunsicherung und Mobilisierbarkeit
der Bevölkerung zu ihren eigenen Gunsten
zu nutzen. Ethno-Populismus oder Natio-
nalismus ist das geeignete Vehikel für ihre
Zwecke. Die Propagierung von inneren oder
äußeren Feindbildern dient dem Zweck der
Machterhaltung. Offene Debatte wird zum
Vehikel der Gewaltpropaganda. Ganz
besonders gilt dies im Nachgang zu Krie-
gen und Bürgerkriegen; die Narben sind
noch frisch, die Feindbilder lebendig,
Rachegefühle weit verbreitet.

Die besonderen inneren Verhältnisse von
Transformationsländern und ihre Wirkun-
gen nach außen lassen den demokratischen
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Frieden nicht, wie erhofft, wirken. Selbst in
als stabil geltenden „alten“ Demokratien in
der Dritten Welt herrscht häufig ein hohes
Gewaltniveau, z. B. in Indien oder Sri Lanka.
Dies macht Demokratisierung nicht von
vornherein und immer zu einer falschen
Strategie. Sie ist freilich als Friedensstrategie
kein Selbstläufer mit Erfolgsgarantie. Viel-
mehr ist zunächst eine sorgfältige Lage-
analyse erforderlich, um die Risiken und
Aussichten von Schritten in Richtung De-
mokratie in der jeweiligen Konfliktsituati-
on richtig einschätzen zu können. Dabei
muss das Risiko bedacht werden, dass
anderswo bewährte Konzepte demokrati-
scher politischer Herrschaft in den jewei-
ligen Kontexten – etwa in ethnisch tief
gespaltenen, hoch mobilisierten Gesell-
schaften – auch gewaltfördernd wirken kön-
nen. Die demokratischen Institutionen
müssen so konstruiert sein, dass sie mit den
gesellschaftlichen und kulturellen Gegeben-
heiten vor Ort harmonieren können. Auch
muss Demokratisierung mit zusätzlichen
Maßnahmen flankiert werden, um ihre
spezifischen Risiken Demokratisierungs-
prozessen einzuhegen.

Selbstkritik tut Not

Diese illustrative Aufreihung von Beispie-
len gibt die Gesamtheit der „Antinomien“
keineswegs erschöpfend wieder. Sie verdeut-
licht aber die Tücken, die die allzu große
Selbstgewissheit der eigenen Friedlichkeit in
unseren Gemeinwesen beinhaltet. Die po-
litische Bedeutung dieses Problems ist klar:
Es geht letzen Endes um Krieg und Frieden,
auch um den inneren. Und es geht um die

richtige Art, auf unsere internationale Um-
welt einzuwirken.

Fukuyamas liberal-demokratischer
Triumphalismus über das vermeintliche
„Ende der Geschichte“ ist auf nahezu ein-
hellige Kritik gestoßen. Aber ein Funke der
endzeitlichen Selbstzufriedenheit der De-
mokraten mit sich selbst steckt in uns al-
len. Dieser Funke ist zugleich ein Funke des
Unfriedens. Die Demokratien unterhalten
untereinander wesentlich intensivere Bezie-
hungen als mit der nichtdemokratischen
Außenwelt. Ihre Sicherheits- und Wirt-
schaftsgemeinschaften tendieren dazu, die
wechselseitige Identifikation und Loyalität
zu verstärken und die Abgrenzung gegen die
nichtdemokratischen Mitglieder der inter-
nationalen Staatengemeinschaft zu verstär-
ken. Für die Außenwelt kann dies bedroh-
lich wirken, Konflikte mögen so verschärft
werden. Damit der demokratische Friede
sich wirklich durchsetzt, bedarf es der
selbstkritischen und gründlichen Selbst-

reflektion, auf deren Grundlage sich Hand-
lungsoptionen entwerfen lassen, um den
Risiken entgegenzuwirken. Diesem Ziel hat
sich das Forschungsprogramm der HSFK
verschrieben.
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